
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Matthias Seestern-Pauly, Katja Suding, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/26386 –

Kriminalitäts- und Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Kriminalität und Gewalt im Kindes- und Jugendalter sind Phänomene, die ko-
ordinierter Antworten von Schule, Polizei, Justiz sowie Kinder- und Jugend-
hilfe bedürfen. Mit der im Jahr 1997 eingerichteten Arbeitsstelle für Kinder- 
und Jugendkriminalprävention am Deutschen Jugendinstitut gibt es seit über 
20 Jahren einen bundesweit anerkannten Ansprechpartner im Bereich der 
Kriminalitäts- und Gewaltprävention im Kindes- und Jugendalter, der der 
Bundesregierung die fachliche und wissenschaftliche Grundlage zur Entwick-
lung neuer Strategien und Handlungsansätze an die Hand gibt (https://www.dj
i.de/ueber-uns/projekte/projekte/arbeitsstelle-kinder-und-jugendkriminalitaets
praevention.html).

Auch wenn die Umsetzungskompetenz für Präventionsmaßnahmen im Be-
reich der Kinder- und Jugendkriminalität bei den Bundesländern verortet ist, 
gibt die Bundesregierung an, dass „[d]as Bundesjugendministerium im Rah-
men seiner Anregungskompetenz tätig [wird]. Es kann die Fachdiskussion auf 
ungelöste Probleme aufmerksam machen, selbst thematische Schwerpunkte 
setzen und Modelle initiieren, die zur Entwicklung und Weiterentwicklung 
von erfolgreichen Handlungsstrategien beitragen“ (https://www.bmfsfj.de/bmf
sfj/themen/kinder-und-jugend/integration-und-chancen-fuer-junge-menschen/
kriminalitaets-und-gewaltpraevention/kriminalitaets--und-gewaltpraevention-b
ei-kindern-und-jugendlichen/86212).

Aus Sicht der Fragesteller besteht Informationsbedarf, inwieweit die Bundes-
regierung diese Anregungskompetenz genutzt hat und welche Resultate daraus 
hervorgegangen sind.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
hat nach § 83 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) auch in diesem Be-
reich die Aufgabe die Fachpraxis anzuregen und zu fördern, sofern eine überre-
gionale Bedeutung besteht und diese Aufgabe nicht von einem Bundesland 
übernommen werden kann. Die Funktion der Anregungskompetenz wird in 
vielfältiger Weise umgesetzt. Im Rahmen der Anregungskompetenz fördert das 
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BMFSFJ die Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention, die so-
wohl grundlegende als auch aktuelle Themen der Kriminalitätsprävention auf-
greift, bearbeitet und aufbereitet. So werden Fachdebatten anregt und Weiter-
entwicklungen der Fachpraxis befördert.
Die Anregungskompetenz des BMFSFJ drückt sich auch in der regelmäßigen 
Förderung der jährlichen deutschen Präventionstage aus, auf denen nicht nur 
aktuelle Themen gesetzt werden, sondern die auch den Ort für einen breiten, in-
terdisziplinären und ressortübergreifenden Austausch über Kriminalitätspräven-
tion auch im Kindes- und Jugendalter bieten.
Diese Antwort bezieht sich auf Kriminalität und Gewalt im Kindes- und Ju-
gendalter, die nicht politisch motiviert ist, der Bereich der Extremismuspräven-
tion und der Prävention von Islamismus ist nicht umfasst. Dies stellt einen eige-
nen Handlungsbereich mit zahlreichen weiteren Aktivitäten der Bundesregie-
rung dar.
Auf der Bundesebene sind neben dem BMFSFJ vor allem das Bundesministeri-
um des Innern, für Bau und Heimat und das Bundesministerium für Justiz und 
Verbraucherschutz (BMJV) in diesem Feld engagiert

 1. Wie hat sich der Anteil der tatverdächtigen Kinder und Jugendlichen, die 
nur einmal strafrechtlich in Erscheinung getreten sind, nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren entwickelt (bitte bundesweit 
sowie nach Bundesländern nach Altersstufen, Geschlecht, Nationalität 
und angezeigtem Straftatbestand aufschlüsseln)?

Für die Beantwortung der Frage wird auf die beigefügten Anlagen verwiesen.* 
Diese enthalten die Daten zu Einmalverdächtigen für ausgewählte Delikte für 
den Zeitraum von 2010 bis 2019 auf Bundesebene für Tatverdächtige insgesamt 
sowie differenziert nach männlichen und weiblichen Tatverdächtigen. Die Da-
ten für das Berichtsjahr 2020 wurden bislang noch nicht veröffentlicht und kön-
nen daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht übermittelt werden. Die vom Fragestel-
ler erbetene Aufgliederung nach Bundesländern und Nationalität liegt aktuell 
nicht aufbereitet vor und konnte wegen des hiermit verbundenen Arbeitsauf-
wandes innerhalb der kurzen Frist nicht umgesetzt werden.

 2. Wie definiert die Bundesregierung im Zusammenhang mit Kinder- und 
Jugendkriminalität den Begriff „Intensivtäter“?

Eine einheitliche Definition im Sinne der Fragestellung existiert nicht.
Die Polizeiliche Kriminalstatistik weist mehrfach Tatverdächtige aus.

 3. Wie hat sich der Anteil der tatverdächtigen Kinder und Jugendlichen, die 
mehrfach tatverdächtig waren („Intensivtäter“), nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren entwickelt (bitte bundesweit 
sowie nach Bundesländern nach Altersstufen, Geschlecht, Nationalität 
und angezeigtem Straftatbestand aufschlüsseln)?

Die erbetenen Informationen können den beigefügten Anlagen entnommen 
werden. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.*

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/26793 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 4. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Kinder- und Ju-
gendkriminalität während der Corona-Pandemie entwickelt?

a) Gab es Veränderungen, und wenn ja, welche?

b) Welche Rolle spielten nach Kenntnis der Bundesregierung Schul-
schließungen, mangelnde Freizeit- und kulturelle Angebote für die 
Kinder und Jugendlichen?

Die Fragen 4 bis 4b werden gemeinsam beantwortet.
Zu den Entwicklungen während der Corona-Pandemie kann derzeit noch keine 
Aussage getroffen werden, da die Zahlen für das Berichtsjahr 2020 noch nicht 
veröffentlicht wurden.

 5. Welche Beobachtungen zur Entwicklung der Kinder- und Jugendkrimi-
nalität machten nach Kenntnis der Bundesregierung die einzelnen Bun-
desländer, und welche Schlüsse zieht die Bundesregierung hieraus?

Es wird auf die Antwort zu Frage 12 verwiesen.

 6. Welche ungelösten Probleme hat die Bundesregierung im Bereich Krimi-
nalitäts- und Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen in dieser 
Wahlperiode identifiziert?

Grundsätzlich gilt: Es ist wissenschaftlich belegt, dass die Entstehung von ab-
weichendem, deviantem und auch gewalttätigem Verhalten bei Kindern und Ju-
gendlichen immer ein Prozess ist: Wenn das Aufwachsen von Kindern und Ju-
gendlichen durch positive Einflüsse und ein Stabilisieren des sozialen Umfel-
des begleitet wird, kann die Entstehung von Vorurteilen, Intoleranz und Verhal-
tensauffälligkeiten, die später zur abwertendem, diskriminierendem und ge-
walttätigem Verhalten führen, in einem frühen Stadium verhindert oder jeden-
falls vermindert werden. Mit entwicklungsorientierten, universellen Präventi-
onsmaßnahmen können Empathiefähigkeit, Selbstwirksamkeit, Resilienzen und 
andere allgemeine Lebenskompetenzen von Kindern gestärkt werden, um damit 
problematischen Entwicklungen bis hin zu Verhaltensstörungen und Devianz 
entgegenzuwirken. Es bedarf daher entwicklungsorientierter Präventionsmaß-
nahmen, die systematisch aufeinander aufbauen und sich im Kontext von Fami-
lie, Bildungseinrichtungen und Kommunen ergänzen.
Für eine flächendeckende, systematische Umsetzung solcher Maßnahmen, die 
kausale Risikofaktoren für Fehlentwicklungen gezielt vermindern und Schutz-
faktoren stärken, bedarf es eines kontinuierlichen Plus an Wissen über die He-
rausforderungen evidenzbasierter Präventionsarbeit und an Ressourcen für eine 
strukturierte Umsetzung.
Im Einzelnen sieht die Bundesregierung beispielsweise Handlungsbedarf im 
Bereich der Prävention von sexualisierter Gewalt unter Jugendlichen. Um sexu-
alisierter Gewalt unter Jugendlichen präventiv entgegenzuwirken, hat das 
BMFSFJ im September 2020 das Projekt „Maßnahmen zur Prävention und In-
tervention bei sexualisierter Gewalt unter Jugendlichen“ gestartet. In der ersten 
Phase des Vorhabens hat Innocence in Danger e. V. Präventionskonzepte für 
Workshops für Jugendliche, Eltern und Fachkräfte und eine Hilfe-App für 
Fachkräfte erarbeitet. Ziel des Vorhabens ist es, bis Ende 2022 die erarbeiteten 
Präventionskonzepte zu erproben, zu evaluieren und gegebenenfalls zu erwei-
tern. Somit stellt die Prävention von sexualisierter Gewalt unter Jugendlichen 
einen wichtigen Bestandteil der Arbeit des BMFSFJ bei der Kriminalitäts- und 
Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen dar.
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Mit dem Modellprojekt „Couragiert gegen Mobbing“ des Vereins Action Cou-
rage fördert das BMFSFJ zudem Präventionsarbeit gegen Mobbing für Jugend-
liche und entwickelt Materialen für pädagogische Fachkräfte an Schulen und in 
der beruflichen Ausbildung.
Mit Werkstätten an ausgewählten Standorten und didaktischen Materialien für 
unterschiedliche Zielgruppen sollen bundesweit übertragbare Schlussfolgerun-
gen gezogen werden, um präventive Fortbildungskonzepte gegen Mobbing für 
Pädagogen und Pädagoginnen zu entwickeln. Ziel ist es niedrigschwellige Zu-
gänge für die Arbeit der Mobbingprävention an Schulen (auch Oberschulen, 
Berufsschulen, Jugendbildungsstätten) und Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu erarbeiten. Das zweijährige Vorhaben dient mit seinem präventi-
ven Ansatz auch der Gewaltprävention.
Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 7 und 8 verwiesen.

 7. Welche Fachdiskussionen im Bereich Kriminalitäts- und Gewaltpräventi-
on bei Kindern und Jugendlichen hat die Bundesregierung in dieser 
Wahlperiode durchgeführt?

Die Bundesregierung und die zuständigen Bundesministerien fördern den Deut-
schen Präventionstag, die Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätspräven-
tion am Deutschen Jugendinstitut, das Deutsche Forum Kriminalprävention, die 
Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen (DVJJ) 
und Jugendschutz.net. Vermittelt über diese bundesweit agierenden Institutio-
nen wurden in dieser Wahlperiode vielfältige Themen in den Fachdiskussionen 
angestoßen:
Der Deutsche Präventionstag hat in der Wahlperiode für seine jährlichen Ta-
gungen folgende Schwerpunktthemen gesetzt: „Smart Prevention – Prävention 
in der digitalen Welt“ (2020), „Prävention und Demokratieförderung“ (2019), 
„Gewalt und Radikalität – Aktuelle Herausforderungen für die Prävention“ 
(2018). Für das Jahr 2021 wird als Schwerpunkt das Thema „Prävention orien-
tiert! ... planen ... schulen ... austauschen ...“ benannt. Der Präventionstag ist ei-
ne bundesweite und auch internationale Plattform, die einen Raum für interdis-
ziplinären Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen Bund-, Länder und 
kommunaler Ebene bietet. Er richtet sich an Fachpraxis, Fachpolitik und Wis-
senschaft im gesamten Feld der Kriminalitätsprävention, in dem auf das 
Kindes- und Jugendalter bezogene Prävention einen wichtigen Teilbereich dar-
stellt.
Die Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention am Deutschen Ju-
gendinstitut regt wissenschaftsbasiert mit zahlreichen Fachpublikationen, Vor-
trägen auf Fachveranstaltungen und mit Veröffentlichungen auf der Webseite 
Fachdiskussionen an.
In der aktuellen Wahlperiode wurden u. a. folgende Themen für die Fachdis-
kussion bearbeitet: Zahlen – Daten – Fakten zu Jugendgewalt; Unterstützungs-
angebote für viktimisierte Jugendliche; Junge Geflüchtete und Delinquenz; 
Junge Menschen mit Behinderungen und Delinquenz; Gefährdungspotentiale 
durch soziale Medien; pädagogische Angebote im Jugendarrest; Möglichkeiten 
der Evaluation von Kriminalitätsprävention im Kindes- und Jugendalter; Stär-
kung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren; Jugend-
hilfe im Strafverfahren in der Corona-Pandemie.
Im Bereich der tertiären Kriminalitätsprävention fördert das BMFSFJ die Deut-
sche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe (DVJJ). Als inter-
disziplinäre Vereinigung bildet die DVJJ ein Forum für die fachliche, fachpoli-
tische und öffentliche Diskussion in der Jugendkriminalrechtspflege. Die regel-
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mäßigen Jugendgerichtstage und die interdisziplinäre Zeitschrift für Jugendkri-
minalrecht und Jugendhilfe sind zentrale Orte für die Fachdiskussionen zum 
Jugendstrafverfahren.
Das gemeinsame Kompetenzzentrum von Bund und Ländern für den Schutz 
von Kindern und Jugendlichen im Internet jugendschutz.net widmet sich als 
zentraler Akteur der Aufgabe des Kinder- und Jugendmedienschutzes im Inter-
net. U.a. wurden folgende Themen bearbeitet: Cybermobbing und sexuelle Be-
lästigung, Selbstgefährdung, Politischer Extremismus und sexuelle Ausbeu-
tung.

 8. Welche Schwerpunkte sieht die Bundesregierung bei der Kriminalitäts- 
und Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen?

Schwerpunkt von Gewalt- und Kriminalprävention ist es, Präventionsmaßnah-
men verstärkt in Regelstrukturen zu implementieren und deren Wirksamkeit 
durch konsequente, wissenschaftlich belegte Qualität zu steigern. Das konse-
quente Einfordern einer Evidenzbasierung der Präventionsarbeit umfasst dabei 
das Prüfen theoretischer Fundierungen von Maßnahmen, eine strukturierte und 
nachhaltige Implementation und eine Erfolgs- und Wirkungskontrolle.
Dabei ist es bedeutsam, schon früh (in Familien, Kitas und Schulen) begleiten-
de Angebote zu schaffen, denn es ist wissenschaftlich belegt, dass sich Fehlent-
wicklungen im Lebensverlauf stabilisieren, je früher sie begonnen haben.
Die zunehmende Digitalisierung der jugendlichen Lebenswelten geht einher 
mit entsprechenden Kriminalitäts- und Viktimisierungsrisiken im digitalen 
Raum. Hier gilt es die Entwicklungen im Bereich Cyberkriminalität aufmerk-
sam zu beobachten und geeignete Präventionsstrategien zu entwickeln und zu 
fördern.
Eine weitere Herausforderung stellt die Gruppe der mehrfach mit Straftaten 
auffälligen Jugendlichen dar. Diese zahlenmäßig kleine Gruppe von jungen 
Menschen weist häufig multiple Problemlagen auf, die immer wieder die betei-
ligten Institutionen an ihre Grenzen bringen. Eingeleitete Maßnahmen werden 
nicht selten abgebrochen oder zeigen kaum Erfolge. Hier gilt es vor allem die 
Institutionen übergreifende Zusammenarbeit von Polizei, Justiz, Kinder- und 
Jugendhilfe, Schule und ggf. der Kinder- und Jugendpsychiatrie weiter zu ent-
wickeln.
Ein erheblicher Anteil der Gewalttaten Jugendlicher wird unter Alkoholeinfluss 
begangen. Hier gilt es in den Ansätzen der Gewaltprävention diese Umstände 
stärker einzubeziehen und Ansätze der Suchtprävention zu integrieren.
Weiterentwicklungsbedarf besteht nach Ansicht der Bundesregierung auch im 
Bereich opferbezogener Ansätze. Angebote zur Unterstützung viktimisierter Ju-
gendlichen, müssen jugendgerecht gestaltet werden, damit diese Jugendlichen 
besser erreicht werden.
Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 6 und 7 verwiesen.

 9. Welche Modellprojekte hat die Bundesregierung im Bereich Kriminali-
täts- und Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen in den letzten 
zehn Jahren gefördert (bitte nach Projekt, Laufzeit, Höhe der Förderung 
und Haushaltstitel aufschlüsseln)?

Die Bundesregierung hat in den letzten 10 Jahren keine Modellprojekte im Sin-
ne der Fragestellung gefördert.
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10. Welche Forschungsvorhaben und Expertisen der letzten zehn Jahre des 
Deutschen Jugendinstituts im Bereich der Kinder- und Jugendkriminali-
tätsprävention sind der Bundesregierung bekannt?

a) Welche Strategien hat die Bundesregierung aufgrund dieser For-
schungsvorhaben und Expertisen entwickelt?

b) Welche Handlungsansätze hat die Bundesregierung aufgrund dieser 
Forschungsvorhaben und Expertisen entwickelt?

Die Fragen 10 bis 10b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Im Bereich der Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention wurden in den letz-
ten 10 Jahren am Deutschen Jugendinstitut mit Förderung des BMFSFJ folgen-
de Forschungsvorhaben und Expertisen bearbeitet:
• Quantitatives Forschungsprojekt: „Jugendgerichtshilfeb@rometer – bundes-

weite Befragung aller Jugendhilfen im Strafverfahren“ in Kooperation mit 
dem DJI-Projekt Jugendhilfe und Sozialer Wandel“ (2011)

• Qualitatives Forschungsprojekt Projekt: Polizeilich mehrfach auffällige 
Strafunmündige (2011)

• Qualitatives Forschungsprojekt „Jugendliche Gewalttäter zwischen Jugend-
hilfe- und krimineller Karriere“ (2011 bis 2014)

• Expertise: „Kriminalitätsprävention im Kindes- und Jugendalter im Hand-
lungsfeld Polizei“ (Schilling, Rüdiger 2013)

• Quantitatives Forschungsprojekt „Jugendgerichtsbarometer – bundesweite 
Befragung von Jugendrichtern und Jugendstaatsanwälten“ in Kooperation 
mit der Universität Kassel (2013 bis 2014)

• Forschungsrecherche „Peerbezogene Ansätze im Kindes- und Jugendalter in 
der Kriminalitäts- und Suchtprävention“ (2015)

• Qualitatives Forschungsprojekt „Gewaltdelinquenz und Alkohol im Jugend-
alter – Herausforderungen für die Jugendhilfe“ (2015 bis 2017)

• Expertise „Überblick über wirksame schulische und außerschulische Ansät-
ze zur Kriminalitätsprävention im inklusiven Kontext“ (Hennemann, 
Thomas/Hillenbrand, Clemens/Hanisch, Charlotte 2017)

• Forschungsaustausch mit der Universität von Örebro/Schweden: Viktimi-
sierungserfahrungen von jungen Menschen und Unterstützungsbedarfe 
(2018 bis 2019)

• Forschungsrecherche zur pädagogischen Ausgestaltung des Vollzugs in Ju-
gendarrestanstalten in Deutschland (2019)

• Qualitatives und quantitatives Forschungsprojekt „Jugend(hilfe) im Straf-
verfahren – neue Gesetzeslage, veränderte Aufgaben und die Perspektive 
der jungen Menschen“ (2020 bis 2023)

• Forschungsrecherchen zum Thema Jugendhilfe im Strafverfahren und am-
bulante sozialpädagogische Angebote in der Corona-Pandemie (2020 bis 
2021)

• Regelmäßige Aufbereitung aktueller Zahlen und Daten zum Thema Jugend-
gewalt (fortlaufend)

Die Ergebnisse der Forschungsvorhaben wurden in Form von Publikationen 
und Vorträgen auf Fachtagungen für Fachpraxis, Fachpolitik und Wissenschaft 
zur Verfügung gestellt. Die Informationen werden auf der Webseite der Ar-
beitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention (www.dji.de/jugendkrimi
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nalitaet) thematisch gebündelt zur Verfügung gestellt. Vermittelt über die Ar-
beitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention verfolgt das BMFSFJ da-
mit im Rahmen seiner Anregungskompetenz das Ziel, mit der Verbreitung em-
pirischen Wissens einen Beitrag zur fachlichen Weiterentwicklung konkreter 
Handlungsansätze der Kriminalitäts- und Gewaltprävention auf kommunaler 
Ebene zu leisten.
Die verschiedenen Forschungsergebnisse zum Jugendstrafverfahren haben die 
Bedeutung der Kooperation von Jugendhilfe und Justiz aufgezeigt. Zwei aktu-
elle Gesetzesvorhaben der Bundesregierung zielen entsprechend auf die Ver-
besserung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe im Strafverfahren und Jugend-
gericht: Im Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und 
Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz) ist vorgesehen, dass im 
Rahmen des § 52 SGB VIII-E und § 37a JGG-E die fallbezogene und fallüber-
greifende Kooperation befördert werden. Im Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder ist vorgesehen, die beson-
deren Qualifikationsanforderungen für Jugendrichterinnen und Jugendrichter 
sowie für Jugendstaatsanwältinnen und Jugendstaatanwälte verbindlicher zu re-
geln, und so u. a. verbesserte Kooperationsvoraussetzungen zu schaffen.
Die Bundesregierung plant die Förderung des berufsfeldübergreifenden Aus-
tausches in vielfältiger Form fortzusetzen. Damit werden im Rahmen der Anre-
gungskompetenz fachlich begleitete Orte zur konzeptionellen Weiterentwick-
lung der Kriminalitätsprävention geschaffen. Gleichzeitig dient dies im Übri-
gen der Stärkung der tertiären Prävention. Denn ein effizienter Einsatz des dif-
ferenzierten, vor allem spezialpräventiv („erzieherisch“) ausgerichteten Hand-
lungs- und Sanktionsinstrumentariums des Jugendstrafverfahrensrechts und des 
materiellen Jugendstrafrechts setzt grundsätzlich eine besondere Qualifikation 
für den Umgang mit straffälligen jungen Menschen und wissenschaftsbasierte 
Kenntnisse über die Wirkung der jugendstrafrechtlichen Vorgehensweisen und 
Rechtsfolgen voraus.

11. Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit im Bereich Kriminalitäts- und 
Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen zwischen dem Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, dem Bundes-
ministerium für Justiz und Verbraucherschutz sowie den zuständigen 
Landesministerien?

12. Welche Erkenntnisse über Themensetzungen und Ergebnisse der für den 
Bereich Kriminalitäts- und Gewaltprävention zuständigen Fachminister-
konferenzen liegen der Bundesregierung vor?

Die Fragen 11 und 12 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die im Jahre 2001 gemeinsam von Bund und Ländern gegründete Stiftung 
Deutsches Forum für Kriminalprävention berät und unterstützt die unterschied-
lichen Präventionsebenen und -akteure auf Bundes- und Landesebene.
Themen aus dem Bereich der Gewalt- und Kriminalitätsprävention werden zwi-
schen dem Bund und den Landesministerien auch im Rahmen des regelmäßig 
im BMJV stattfindenden Treffens „Best Practice Opferschutz“ ausgetauscht, an 
dem sich die mit dem Opferschutz befassten Stellen von Bund und Ländern be-
teiligen.
An den Treffen der Jugend- und Familienministerkonferenz der Länder nimmt 
die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend als ständiger 
Gast teil, so dass die dortigen Themensetzungen und Ergebnisse dem BMFSFJ 
bekannt sind.
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13. Wie bewertet die Bundesregierung den Stand der Kriminalitäts- und Ge-
waltprävention bei Kindern und Jugendlichen im europäischen Vergleich, 
und welche Kooperationen und Austauschformate bestehen mit europä-
ischen Partnerstaaten?

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, den Stand der Kriminalitäts- und 
Gewaltprävention anderer Mitgliedstaaten zu bewerten.
Das European Crime Prevention Network (EUCPN) verbindet die lokale, natio-
nale und europäische Ebene und ermöglicht den Mitgliedstaaten einen regelmä-
ßigen Austausch von Wissen und Praxis im Themenfeld der Kriminalpräventi-
on. Beispielhaft für die zum Thema Kriminalitäts- und Gewaltprävention bei 
Kindern und Jugendlichen erarbeiteten, anwendungsorientierten Formate des 
EUCPN stehen die unter http://www.eucpn.org abrufbaren Toolboxen Nr. 1 
(Local cooperation in youth crime prevention, 2012), Nr. 15 (Prävention der 
Viktimisierung Minderjähriger im digitalen Zeitalter, 2019) und eine demnächst 
erscheinende Toolbox zum Thema „family based crime“.
Austausch über kriminalpräventive Ansätze und Strategien wie aber auch zu 
dem breiten Themenfeld der Jugenddelinquenz findet auf nationaler Ebene (mit 
internationalen Partnern) im Rahmen des Deutschen Präventionstags statt, auf 
dem sich Fachpraxis und Wissenschaft trifft; auf wissenschaftlicher Ebene sind 
die Kriminologische Gesellschaft und auf europäischer wissenschaftlicher Ebe-
ne die European Society of Criminology (ESC) mit ihren jährlichen Tagungen 
bedeutsame Plattformen.
Die Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention beteiligt sich an 
wissenschaftlichen Diskursen auf europäischer Ebene. So wurden z. B. auf Ta-
gungen der ESC Beiträge zu den Themen mehrfachauffällige Jugendliche, Vik-
timisierungserfahrungen junger Menschen, Forschungsdaten zu Gewalt und 
Viktimisierung auf nationaler Ebene und Viktimisierungserfahrungen junger 
Geflüchteter eingebracht. Mit der Universität Örebro/Schweden wurde ein Ver-
gleich der Angebotsstrukturen für junge Opfer von Straftaten erarbeitet.
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